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VORLAGE

18/3099
Alle Abgeordneten

Ministerium der Finanzen Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

Frau 
Carolin Kirsch 
Vorsitzende des Haushalts­
und Finanzausschusses 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Ministerium der Finanzen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

,,Sparerlasse und sonstigen Regelungen zur Haushaltskonsolidierung" 
hier: Bitte um Weitergabe an die Mitglieder des Haushalts- und 
Finanzausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

aufgrund der mehrfachen Bitte der FDP-Fraktion möchte ich Ihnen, wie in 
der vergangenen Haushaltsklausur des Haushalts- und Finanzausschusses 
am 25. September 2024 zugesagt, die im Rahmen der durchgeführten 
Ressortabfrage erhaltenen „Sparerlasse und sonstigen Regelungen zur 
Haushaltskonsolidierung" zukommen lassen. Ich bitte, diese an die 
Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses weiterzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

~ ~ 

Anlagen: 
1. Erlass des IM vom 22.12.2023 
2. Erlass des IM vom 08.03.2024 
3. Erlass des IM vom 16.04.2024 
4. Erlasse des JM vom 06.05.2024 
5. Erlasse des MUNV vom 28.03.2024 
6. Erlasse des MLV vom 20/21.03.2024 
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Dienstgebäude und 
Lieferanschrift: 
Jägerhofstraße 6 
40479 Düsseldorf 
Telefon 0211 4972-0 
Telefax 0211 4972-1217 
Poststelle@fm.nrw.de 
www.finanzverwaltung.nrw.de 

Hinweise zum Datenschutz: 
www.finanzverwaltung .nrw.de/ 
datenschutz 

Öffentliche Verkehrsmittel : 
U70, U74 - U79 / 780, 782, 785 
Haltestelle: Heinrich-Heine-Allee 
U71 - U73, U83 / 701, 705, 706 
Haltestelle: Schadowstraße 





 
 
 
 
 
 
 
 Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 
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22. Dezember 2023 
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Aktenzeichen 

(bei Antwort bitte angeben) 

431-23.05.03  

 
 

EPHK Goecke 

Telefon 0211 871-3314 

Telefax 0211 871-163314 

referat431@im.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude: 

Friedrichstr. 62-80 

40217 Düsseldorf 

 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 129 

40217 Düsseldorf 

 

Telefon 0211 871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@im.nrw.de 

www.im.nrw 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 732, 736, 835, 

836, U71, U72, U73, U83 

Haltestelle: Kirchplatz 

Landesamt für Zentrale 
Polizeiliche Dienste NRW 
Duisburg 
 
Landeskriminalamt NRW 
Düsseldorf 
 
Landesamt für Ausbildung, 
Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei 
NRW 
Selm 
 
Bezirksregierungen 
Arnsberg  
Detmold  
Düsseldorf  
Köln  
Münster  
 
Hochschule für Polizei und 
öffentliche Verwaltung NRW  
Gelsenkirchen  
 
Fortbildungsakademie Mont-Cenis  
des Landes NRW  
Herne  
 
Institut für öffentliche Verwaltung 
NRW  
Hilden 
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Liegenschaftsangelegenheiten allgemein 
Einsparung von Nebenkosten 
 
Bericht LZPD vom 13. Dezember 2023, Az. 12.2 - 23.03.02- 62999 
 
Anlagen: -1- 
 

 
 
 

 
Mit Ministerbrief vom 3. Juli 2023 wurde der Geschäftsbereich über 

aktuelle Einsparerfordernisse im Zusammenhang mit dem Haushalt 2024 

informiert.  

 

Im Zuge gestiegener Energiepreise sind die Nebenkosten in der 

Vergangenheit stark angestiegen und machen aktuell einen enormen 

zusätzlichen Anteil an Zahlungsverpflichtungen im Liegenschaftsbereich 

aus. So ist es auch in diesem Jahr nur möglich, sämtlichen 

Verpflichtungen unter Inanspruchnahme eines eigens und einmalig dafür 

durch das FM eingerichteten Verstärkungstitels nachzukommen.  

 

Aufgrund der zu erwartenden Haushaltslage ist derzeit nicht damit zu 

rechnen, auch im kommenden Jahr einen Verstärkungstitel in Anspruch 

nehmen zu können.  

 

Daneben hat sich die Landesregierung zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 

2030 eine bilanziell klimaneutrale Landesverwaltung umzusetzen. Einen 

wichtigen Beitrag hierzu leisten im Gebäudebereich auch 

Energieverbrauchssenkungen durch klimagerechtes Nutzerverhalten.  

 

Diese Rahmenbedingungen machen es notwendig, die 

Energieverbräuche und damit auch die Nebenkosten durch geeignete 
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Maßnahmen zu reduzieren. Hierzu hat das LZPD NRW bereits einen 

Maßnahmenplan entwickelt, den ich zu Ihrer Information als Anlage 

beifüge. 

 

Bezogen auf sämtliche in die Nebenkostentitel 517 01 und 517 04 

fallende Verpflichtungen ergibt sich, bei Beibehaltung der derzeitigen 

Haushaltsvorgaben, für das Haushaltsjahr 2024 eine Kosteneinsparung 

in Höhe von mindestens 20% gegenüber den für 2023 tatsächlich 

zugewiesenen Mitteln.  

 

Den Sachstandsbericht zu den von Ihnen insoweit getroffenen bzw. kurz- 

und mittelfristig zu treffenden Maßnahmen erbitte ich bis spätestens 

 

1. Februar 2024. 

 

Das LZPD NRW bitte ich unter Bezugnahme zu 1., die 47 

Kreispolizeibehörden abzufragen und die Darstellung für selbige sowie 

die eigenen Liegenschaften vorzunehmen.  

 

Den Sachstandsbericht erbitte ich zum 

 

15. Februar 2024. 

 

 

Im Auftrag 

 

gez. Prof. Dr. Schönenbroicher 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Aktenzeichen 

(bei Antwort bitte angeben) 

53-20.03.02-24_Mittelzuwei-

sung  

 
 

 

Telefon 0211 871-0 

Telefax 0211 871- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude: 

Friedrichstr. 62-80 

40217 Düsseldorf 

 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 129 

40217 Düsseldorf 

 

Telefon 0211 871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@im.nrw.de 

www.im.nrw 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 732, 736, 835, 

836, U71, U72, U73, U83 

Haltestelle: Kirchplatz 

Bezirksregierung Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln und Münster 

Landesamt für Ausbildung, Fortbildung  
und Personalangelegenheiten der Polizei 

Landeskriminalamt 

Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste 
(zugleich für die Kreispolizeibehörden) 

Deutsche Hochschule der Polizei 

Institut für öffentliche Verwaltung einschließlich  
Landesprüfungsamt für Verwaltungslaufbahnen 

Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung 

Fortbildungsakademie Herne 

Institut der Feuerwehr 

Landesamt für Besoldung und Versorgung 

 
Abteilungen 1, 2, 3, 4, 6 und 7  

Referate 51, 52, 54, 55 und 56 

Ministerbüro 

Innenrevision 

 
nachrichtlich: 

Personalrat 

Hauptpersonalrat  

Hauptpersonalrat Polizei 

Schwerbehindertenvertretung  

Hauptschwerbehindertenvertretung 

Hauptschwerbehindertenvertretung Polizei 

Gleichstellung 

Ministerium der Finanzen 

Landesrechnungshof 

MUNV, MAGS, MWIKE, MHKBD, MLV, MKW, MSB, MKJFGFI 

 

Anlage 2
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Haushalts- und Wirtschaftsführung 2024 

Anlagen gemäß Verzeichnis 

 

Die Landesregierung hat das Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2024 
(Haushaltsgesetz 2024 - HHG) am 19. Dezember 2023 ausgefertigt und 
am 28. Dezember 2023 im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes 
verkündet. Der Reindruck des Haushaltsplans ist Ihnen bereits zugegan-
gen oder wird Ihnen nunmehr kurzfristig zugehen.  

Die Verwaltungsvorschriften des Ministeriums der Finanzen zur Haus-
halts- und Wirtschaftsführung (HWf) sind mit der Bitte um Kenntnisnahme 
und Beachtung als Anlage 1 diesem Erlass beigefügt.  
 

1  Zuweisung 

Die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen sowie Plan-
stellen und andere Stellen weise ich Ihnen unter den Maßgaben der An-
lagen zur Bewirtschaftung zu (§ 34 Landeshaushaltsordnung - LHO). 

Aufgrund der angespannten Haushaltssituation behalte ich mir vor, Bud-
gets der Hauptgruppe 5, die bereits im Haushaltsvollzug 2023 defizitär 
waren, bis auf weiteres nicht in voller Höhe der Haushaltsansätze zuzu-
weisen und mit einer strengen Budgetüberwachung zu begleiten. Dies 
findet keine Anwendung auf den Bereich Feuerschutz und die DHPol. 
 

2  Verteilung und Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 

2.1 Die Einzelheiten der Zuweisung der Einnahmen, Ausgaben, Ver-
pflichtungsermächtigungen sowie Planstellen und anderer Stellen 
der Kapitel 03 010, 03 020, 03 110, 03 130, 03 310, 03 320, 03 350 
und 03 710 ergeben sich aus den Anlagen. 
 

2.2 Das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste verteilt die durch 
die Kreispolizeibehörden zu bewirtschaftenden Haushaltsmittel 
nach Maßgabe der Anlage 4. 
 

2.3 Im Übrigen werden zugewiesen: 

- dem Institut der Feuerwehr die im Kapitel 03 750 veranschlagten 
Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen, Plan-
stellen und andere Stellen sowie die Ausgaben der Obergruppe 
42. Von der Zuweisung ausgenommen sind die Titel 441 01 und 
441 02. 
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 - der Bezirksregierung Düsseldorf die im Kapitel 03 810 veran-

schlagten Einnahmen und Ausgaben 

 - der Bezirksregierung Münster die Titel 441 01 und 441 02 der Ka-
pitel 03 130 und 03 750 

 

2.4 Die Einnahmen und Ausgaben der Kapitel 03 900 und 03 910 be-
wirtschaftet das Landesamt für Besoldung und Versorgung (LBV). 
Im Übrigen verweise ich auf die Anlage 10 (Zahlbarmachung der Be-
züge durch das LBV). 

 
2.5 Für das Landesamt für Besoldung gilt die Anlage 10 (Zahlbarma-

chung der Bezüge durch das LBV). 
 

2.6 Besondere Bewirtschaftungsmaßgaben  
 
Die veranschlagten Ausgaben sind im Zeitpunkt ihrer Inanspruch-
nahme nochmals auf ihre sachliche und zeitliche Notwendigkeit und 
ihren Umfang zu überprüfen. Dabei ist bei allen Maßnahmen der öf-
fentlichen Verwaltung zu eruieren, ob und wie Nachhaltigkeit unter 
Beachtung von sozialen, umweltbezogenen und innovativen Aspek-
ten bestmöglich berücksichtigt werden kann. 
 
Vor dem Hintergrund der aktuell angespannten Haushaltslage ist ein 
strenger und sparsamer Umgang mit Haushaltsmitteln geboten. All-
gemein gilt der Grundsatz, dass lediglich solche Ausgaben zu täti-
gen sind, die erforderlich sind, um die Aufrechterhaltung der staatli-
chen Kernaufgaben sicherzustellen.  
 
Hierbei sind folgende Maßgaben zu beachten: 
 

2.6.1 Bewirtung („Catering“)  

Die Ausgaben unterliegen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit nach § 7, § 34 Abs. 2 LHO NRW, sodass Zurück-
haltung zu wahren und die Kosten auf das Nötigste zu beschränken 
sind.  

Eine mit Haushaltsmitteln finanzierte Bewirtung von Veranstaltun-
gen mit Getränken ist im Rahmen der Zweckbindung entsprechen-
der Titel vertretbar, sofern sie in Hinblick auf Charakter, Umfang und 
Dauer des Termins sachlich gerechtfertigt und angemessen ist. Dies 
gilt nicht für Dienstbesprechungen.   

Eine weitergehende Bewirtung mit Speisen ist grundsätzlich unzu-
lässig. Ausnahmen können im Hinblick auf die Dauer der Veranstal-
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tung, dem Anlass sowie der Zusammensetzung der Gäste gerecht-
fertigt werden und müssen mit dem vom HH-Titel gedeckten Zweck 
sowie dem besonderen Charakter einer Veranstaltung im Einzelfall 
begründet sein. Insbesondere bei einer Unterstützung durch exter-
nes Servicepersonal ist der Wirtschaftlichkeit besondere Beachtung 
zu schenken. Die Begründung ist formlos zu vermerken und den 
Rechnungsunterlagen beizufügen. 

 
 
2.6.2 „Give-Aways“ 

Bei der Anschaffung von Werbegeschenken („Give-Aways“) ist, ne-
ben den rein vergaberechtlichen Anforderungen der Ausschreibung, 
in besonderem Maße das grundsätzliche dringende Erfordernis der 
Anschaffung, mögliche kostengünstigere Alternativen und die tat-
sächlich zwingend benötigte Menge an Artikeln zu prüfen. Es ist si-
cherzustellen, dass die erforderlichen Produkte den höchstmögli-
chen Nutzwert erfüllen, was insbesondere bei Dauerprodukten (an-
ders als Verzehrprodukte) anzunehmen ist. Diese erfüllen den Leit-
gedanken der Nachhaltigkeit und schaffen dadurch eine dauerhafte 
Präsenz des zu Bewerbenden. 

 
Diese Erwägungen sind in Vermerkform niederzuschreiben und ei-
ner etwaigen Prüfung vorzuhalten. Können die genannten Voraus-
setzungen nicht zweifelsfrei dargelegt werden, ist auf die Beschaf-
fung von Werbegeschenken zu verzichten.  

 

2.6.3 Fort- und Weiterbildungen  

Die Genehmigung und Durchführung von Fortbildungen sind streng 
am Maßstab des Bezuges zur dienstlichen Tätigkeit des jeweiligen 
Beschäftigten auszurichten. Ohne diesen dienstlichen Kontext sol-
len Fortbildungen unterbleiben. 

Steht ein Wechsel der Verwendung des Beschäftigten absehbar an, 
ist eine lediglich für die bisherige Altverwendung erforderliche Fort-
bildung grundsätzlich, außer sie ist unabdingbar, aus Gründen der 
Kosten- und Zeiteffizienz nicht mehr durchzuführen. 

 

2.6.4 Dienstbesprechungen und Dienstreisen  

Dienstliche Besprechungen sind auf das erforderliche Maß und die 
erforderliche Dauer zu begrenzen.  

Bei Besprechungen außerhalb des Dienstgebäudes ist, sofern eine 
Teilnahme in digitaler Form möglich ist und dem Zweck der Bespre-
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chung entsprechend durchgeführt werden kann, eine solche zu be-
vorzugen, um dadurch Dienstreisen auf ein kleinstmögliches Maß 
zu beschränken. Bei kurzen innerstädtischen Distanzen ist vorran-
gig die Nutzung des ÖPNV oder eines Dienstfahrrades zu wählen. 
Die Entscheidung hierüber erfolgt im Zuge eines gebundenen Er-
messens.  

Ressort- und fachübergreifende Besprechungen oder Veranstaltun-
gen mit externen Teilnehmern sind grundsätzlich in den zur Verfü-
gung stehenden Räumen der jeweiligen Behörde durchzuführen. 
Ein Ausweichen auf hierfür eigens angemietete Räumlichkeiten be-
darf einer gesonderten, plausiblen Begründung, welche im Zuge der 
Haushaltsausführung durch den oder die Beauftragte/n des Haus-
halts der Behörde mitzuzeichnen ist. Entsprechende Anmietungen 
sind daher aktenkundig zu begründen. 

 

2.6.5 Inanspruchnahme externer Beratungs- bzw. Dienstleistungen 

Es bedarf einer vorherigen Überprüfung, ob die Beauftragung von 
externen Beratern überhaupt und wenn ja, in welchem Umfang, 
zwingend notwendig und wirtschaftlich ist. Es ist abzuwägen, ob ei-
gene Prüf- und Handlungsmöglichkeiten (z.B. durch eigenes Perso-
nal) bestehen. Die Erwägungsgründe für eine Beauftragung sind 
schriftlich zu dokumentieren.  

 

2.6.6 Sparsamer Umgang mit (internen) Materialien und Ressourcen  

Eine Nutzung von Serviceleistungen hat nicht über Gebühr zu erfol-
gen, d.h. die Verringerung des Papierverbrauchs ist als ein relevan-
ter Umweltaspekt von nachhaltigem Verwaltungshandeln zu beach-
ten; Druckerzeugnisse für den internen Gebrauch sowie die interne 
Kommunikation sind nur soweit zwingend erforderlich zu nutzen.  

 
3  Globale Minderausgaben 

Soweit Minderausgaben zu erwirtschaften sind, sind diese bei der Mittel-
bewirtschaftung zwingend zu berücksichtigen. Es ist dafür Sorge zu tra-
gen, dass zu erwirtschaftende Minderausgaben im betreffenden Kapitel 
erbracht werden können. 
 
4  Flexible Mittelbewirtschaftung 

Auf die Deckungsmöglichkeiten nach § 25 Abs. 2 HHG weise ich hin und 
bitte, diese anzuwenden. Im Falle einer durch Haushaltsvermerk festge-
legten Deckungsfähigkeit (§ 25 Abs. 2 Satz 4 HHG) besteht ein Anwen-
dungsvorrang gegenüber der allgemeinen Regelung des § 25 Abs. 2 
HHG (Konkurrenzregel). 
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Die HG 4 nehme ich für den Einzelplan 03 aus der Deckungsmöglichkeit 
ausdrücklich aus. 
 
5  Personalausgaben 

5.1 Personalausgabenbudgetierung 

Personalausgabenbudgets können unter Beachtung der §§ 6, 6a, 7 und 
25 Haushaltsgesetz 2024 NRW im Rahmen der Stellenpläne und unter 
konsequenter Ausnutzung der Deckungsfähigkeiten frei bewirtschaftet 
werden. 

Es ist auch im Personalbereich ein strenger und sparsamer Umgang mit 
den zugewiesenen Haushaltsmitteln geboten. Insbesondere ist bei per-
sonalwirtschaftlichen Maßnahmen auf Grund der engen Personalbudgets 
Zurückhaltung geboten.   

Meine Einwilligung nach VV 2.3.3 zu § 49 LHO gilt generell als erteilt, 
ebenso wie meine Einwilligung und die des Ministeriums der Finanzen 
(FM) nach VV 2.3.4 zu § 49 LHO.   

Die Stellenpläne können - unter Anwendung der §§ 6 und 6a HHG - nur 
in den Grenzen des jeweiligen Budgets in Anspruch genommen werden. 
Eine Besetzung freier Stellen darf daher solange nicht erfolgen, wie diese 
zu einer Überschreitung des kapitelbezogenen Budgets führen könnte.  

Auf die Deckungsfähigkeiten nach § 25 Abs. 2 HHG weise ich hin. Auf-
grund der Rahmenbedingungen ist derzeit jedoch grundsätzlich keine De-
ckung von Mehrausgaben im Sachmittelbereich durch Personalmittel 
(Hauptgruppe 4) möglich (vgl. § 7 Abs. 1 HHG). Im Falle einer durch 
Haushaltsvermerk festgelegten Deckungsfähigkeit (§ 25 Abs. 2 Satz 4 
HHG) besteht ein Anwendungsvorrang gegenüber der allgemeinen Re-
gelung des § 25 Abs. 2 HHG (Konkurrenzregel). Die Ansätze der Gruppen 
422, 427 und 428 sowie die Ansätze für Beihilfen, Unterstützungen, Für-
sorgeleistungen und dgl. (Obergruppe 44) nehme ich für den Einzelplan 
03 aus der Deckungsmöglichkeit ausdrücklich aus. 
 
Ich bitte die/den Beauftragte/n für den Haushalt, die Budgets zu überwa-
chen. Lassen die Budgethochrechnungen eine konkrete Überschreitung 
erwarten, so ist mir unverzüglich ein Bericht zu den Gründen und der 
Höhe der zu erwartenden Budgetüberschreitung vorzulegen. Die perso-
nalführende Dienststelle hat im Rahmen der Bewirtschaftungsbefugnis 
die Ausgaben der Personaltitel (Gruppen 422, 428, 427) auf Plausibilität 
zu überprüfen und bei Abweichungen mit dem Landesamt für Besoldung 
und Versorgung NRW (LBV NRW) Klärung herbeizuführen. 
 
5.2 Dezentrale Veranschlagung von Personalausgaben 

Die Beihilfen in Geburts-, Krankheits- und Todesfällen (Titel 441 01) so-
wie Beihilfen in Pflegefällen (Titel 441 02) sind in den personalführenden 
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Kapiteln veranschlagt und ausschließlich dort zu verbuchen. Einnahmen 
aus Rückforderungen/Rückzahlungen fließen dem Kapitel zu, aus dem 
die Ausgabe geleistet wurde. 
Damit sind alle Personalausgaben (Besoldung, Entgelte, Beihilfen, Heil-
fürsorge, Fürsorgeleistungen, Unterstützungsleistungen etc.) in den Ka-
piteln der Dienststellen veranschlagt und ausschließlich dort zu verbu-
chen. 
 
Die Ansätze für Beihilfen, Unterstützungen, Fürsorgeleistungen und dgl. 
(Obergruppe 44) bilden kapitelübergreifend ein Budget für den Einzel-
plan. Etwaige Minderausgaben in den Kapiteln decken daher Mehraus-
gaben in den übrigen Kapiteln (vgl. § 25 Abs. 2 Satz 2 HHG). 
 
Stellen und entsprechende Personalmittel für Absolventinnen und Absol-
venten der sog. Qualifizierungsklassen werden nach Bedarf im Haus-
haltsvollzug in die jeweiligen Kapitel der Dienststellen umgesetzt. Die Per-
sonalentgelte sind damit ausschließlich im Kapitel der Dienststelle bei 
Gruppe 428 zu verbuchen. Eingliederungszuschüsse sind ebenfalls dort 
zu verbuchen. Auf § 7 HHG wird hingewiesen. 
 
Leistungen im Sinne des Rd.Erl. des Finanzministeriums vom 5.5.1972 – 
Unterstützungsgrundsätze - (SMBl.NW. 203204) sind in den jeweiligen 
Kapiteln der Dienststellen zu verbuchen. Die Ausgaben sind aus bereiten 
Mitteln des jeweiligen Kapitels zu bestreiten. 
Bei der Bewilligung von Unterstützungen ist ein strenger Maßstab anzu-
legen. 
 
5.3  Verstärkung Personalausgaben 

Soweit die Personalausgabeneinzelbudgets in Folge der Tarif- und Be-
soldungserhöhung 2023 überschritten werden, können durch Referat 53 
Verstärkungsmittel bei FM beantragt werden. Voraussetzung für eine Ver-
stärkung 2024 ist, dass der Mittelbedarf des Haushaltsjahres 2024 die 
veranschlagten Personalausgaben übersteigt. 

 

Eine belastbare Beurteilung der Auskömmlichkeit der Haushaltsansätze 
dürfte nach den Erfahrungen der vergangenen Haushaltsjahre erst im 
weiteren Verlauf des Jahres 2024 möglich sein. 

 
6  Sachhaushalt 

6.1 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Bei der Buchung der Ausgaben für die Bewirtschaftung der Grundstücke, 
Gebäude und Räume ist ergänzend zu den Zuordnungsrichtlinien zum 
Gruppierungsplan (ZR-GPI) folgende Abgrenzung zu beachten: 
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 ● Titel 517 01 ist vorgesehen für alle Bewirtschaftungskosten bei 

Fremdanmietungen; dies gilt auch dann, wenn die Bewirtschaftungs-
kosten an den Bau- und Liegenschaftsbetrieb zu zahlen sind. 

 ● Titel 517 04 ist ausschließlich bestimmt für Bewirtschaftungskosten der 
landeseigenen, vom Bau- und Liegenschaftsbetrieb angemieteten Ge-
bäude. 

 

6.2 Verfahrensregel zum Abschluss von Mietverträgen nach § 26 
Absatz 2 HHG 

Vor dem Abschluss von Mietverträgen im Rahmen veranschlagter Aus-
gabemittel ist das Benehmen mit dem Finanzministerium herzustellen 
(§ 26 Absatz 2 HHG).  

Die Benehmensherstellung erfolgt im Rahmen der erforderlichen Zustim-
mung zum Abschluss eines Mietvertrages. Bei beabsichtigen VOB-Aus-
schreibungen zur Anmietung von Liegenschaften bei Dritten ist das Be-
nehmen im Vorfeld der Ausschreibung herzustellen. Die jeweiligen Best-
immungen für Behörden des Geschäftsbereiches sind zu beachten.1 

Zum Abschluss von Mietverträgen weist das Finanzministerium darauf 
hin, dass nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der 
Unterbringungsbedarf und mögliche günstigere Unterbringungsmöglich-
keiten regelmäßig unter Berücksichtigung der Laufzeit und der Kündi-
gungsmöglichkeiten der laufenden Mietverträge zu überprüfen sind. Hier-
bei sind alle Kostenfaktoren wie Kaltmiete, Betriebskosten, Umbau- und 
Herrichtungskosten, Umzugskosten sowie Kosten oder Einsparungen 
durch einen anderen Standort einzubeziehen.  

Darüber hinaus sind mit dem BLB NRW geschlossene Mietverträge recht-
zeitig vor jedweder Verlängerung im Hinblick auf potentielle Fehler, ins-
besondere bei der zugrunde gelegten Mietfläche zu überprüfen und ge-
gebenenfalls zu korrigieren, wenn begründete Zweifel hinsichtlich der An-
gaben im Mietvertrag bestehen.  

Bei der Ermittlung von Raumbedarfen sind die Auswirkungen von Stellen-
reduzierungen, Organisationsänderungen und Heimarbeit zu berücksich-
tigen. 
 

6.3 Umsetzung der Umsatzbesteuerung von juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts (§ 2b UStG) 

Mit der Einführung des § 2b UStG wurde die Umsatzbesteuerung von ju-
ristischen Personen des öffentlichen Rechts neu geregelt. Die zwingende 

                                            
1 U.a. RdErl. zur Anmietung von Liegenschaften für die Polizei des Landes NRW vom 29.09.2010 (MBl. 
NRW. S. 766), zuletzt geändert durch RdErl. vom 21.12.2017 (MBl. NRW. 2017 S.1064) 
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Erstanwendung des § 2b UStG erfolgt zum 01.01.2025. Für die Umset-
zung der Regelung ist der Titel 546 14 bestimmt. Der Titel ist für die Bu-
chung der an das Finanzamt abzuführenden Umsatzsteuer vorgesehen.  
 

6.4  Dokumentation gemäß § 54 LHO 

Für Baumaßnahmen, größere Beschaffungen und größere Entwicklungs-
vorhaben wird auf die Regelungen nach § 54 LHO verwiesen. Die gege-
benenfalls erforderliche Dokumentation/Beteiligungen ist von der bewirt-
schaftenden Stelle sicherzustellen (Anlage 13).  

Möglicherweise notwendige Anträge an das FM sind an das Referat 53 
des Ministeriums des Innern heranzutragen und werden von dort an das 
Finanzministerium gestellt. 
 

7  Mittelabflusssteuerung/-kontrolle 

Wie bereits in den vergangenen Haushaltsjahren, wird auch im Haushalt 
2024 eine regelmäßige Mittelabflusskontrolle durchgeführt. Die Mittelab-
flusskontrolle dient der bedarfsgerechten Steuerung des zur Verfügung 
stehenden Budgets des gesamten Einzelplans. 
Für ein Controlling zur Generierung von steuerungsrelevanten Informati-
onen sind Kennzahlen in EPOS.NRW zu pflegen. 
 

8  Verpflichtungsermächtigungen 

8.1 Inanspruchnahme 

Die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen bedarf meiner 
vorherigen Zustimmung.  

Die im Haushalt 2023 zugestandenen Verpflichtungsermächtigungen der 
Miet- und Bauausgabenbudgetierung unterliegen § 9 HHG und stehen 
somit weiterhin zur Verfügung. 

Ferner bedarf die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen 
mit einem Volumen von 5,0 Mio. Euro oder mehr in jedem Einzelfall der 
Einwilligung von FM. 

Anträge sind an das Referat 53 des Ministeriums des Innern heranzutra-
gen und werden von dort an das Finanzministerium gestellt. 

 

8.2 Zeitpunkt der Inanspruchnahme 

Die Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigung erfolgt im Zeit-
punkt der Zuschlagserteilung (Vergabeverfahren) bzw. anderweitigen 
Verpflichtungserklärungen (Vertragsunterzeichnung, Zusicherung etc.). 

Zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme müssen die unter Ziffer 8.1 be-
schriebenen Voraussetzungen vorliegen. 
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9  Ausgabereste 

Bildung, Freigabe und Inanspruchnahme von zu übertragenden Ausga-
beresten werden gesondert geregelt.  
 

10  Einnahmen mindernde oder Ausgaben erhöhende Maßnah-
men 

Regelungen und Maßnahmen (z.B. Verwaltungsvorschriften, Tarifver-
träge, über- und außertarifliche Leistungen), die zu Einnahmenminderun-
gen oder zu zusätzlichen Ausgaben im laufenden Haushaltsjahr oder in 
künftigen Haushaltsjahren führen können, bedürfen der Einwilligung des 
Finanzministeriums. Dies gilt insbesondere auch für Maßnahmen, die zu 
Personalbedarfsfestlegungen führen. Anträge sind mir vor Einleitung der 
Maßnahmen mit einer ausführlichen Begründung zur Unverzichtbarkeit 
der Maßnahme zuzuleiten (vgl. § 40 LHO). 
 

11  Über-/außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungser-
mächtigungen 

11.1  Voraussetzungen 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigun-
gen bedürfen gemäß Artikel 85 der Landesverfassung NRW (LV) i.V.m.  
§ 37 LHO bzw. gemäß § 38 Absatz 1 Satz 2 i.V.m. § 37 Absatz 1 Satz 2 
LHO der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen. Der Bedarf ist recht-
zeitig vor der Einleitung von Maßnahmen, die zu Mehrausgaben führen 
können, Referat 53 zu berichten. Von dort wird die Einwilligung beim FM 
eingeholt.  

Das Finanzministerium darf die Einwilligung nur im Falle eines unvorher-
gesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilen und wenn die 
Mehrausgaben im Einzelfall den im Haushaltsgesetz bestimmten Betrag 
(5,0 Mio. EUR) nicht überschreiten oder Rechtsansprüche zu erfüllen sind 
oder soweit Ausgabemittel von anderer Seite zweckgebunden zur Verfü-
gung gestellt werden. Bei der Beurteilung der gesetzlichen Voraussetzun-
gen für die Einwilligung wird das Finanzministerium den strengen Maß-
stab der Rechtsprechung anlegen2.  

Das Finanzministerium hat ausdrücklich darauf hingewiesen, dass ein 
Bedürfnis nur dann unabweisbar ist, wenn die unvorhergesehene Aus-
gabe sachlich unbedingt notwendig und zeitlich nicht aufschiebbar ist. Für 
die Ausübung des Notbewilligungsrechts nach Art. 85 LV i. V. m. § 37 

                                            
2 BVerfG E 45, S. 1 ff; VerfGH 1/91 vom 28. Januar 1992, NWVBl. 1992, 129 und VerfGH 
19/92 vom 03. Mai 1994, NWVBl. 1994, 296 
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Absatz 1 LHO müssen demnach nicht nur sachliche Gründe vorliegen, 
vielmehr haben zeitliche Gesichtspunkte eine gleich große Bedeutung. 
 

11.2 Verfahren 

Für die Anträge auf über-/außerplanmäßige Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen sind die Muster zu der VV 1.4 zu § 37 LHO bzw. 
der VV 2.3 zu § 38 LHO zu verwenden. Im Antrag ist anzugeben, 

● wann das unvorhergesehene Bedürfnis bekannt geworden ist; 

● bei gesetzlicher/rechtlicher Verpflichtung die entsprechende Vorschrift 
bzw. der Vertrag oder aus welchen anderen Gründen das Land ver-
pflichtet ist; 

● aus welchen Gründen die Zahlung oder das Eingehen der Verpflich-
tung nicht in das nächste Haushaltsjahr verschoben oder bis zur Ver-
abschiedung eines Nachtragshaushalts zurückgestellt werden kann 
unter Angabe, bis zu welchem Zeitpunkt die Zahlung bzw. Festlegung 
spätestens erfolgen muss; 

● dass der Mehrbedarf der Höhe nach ermittelt worden ist und alle De-
ckungsmöglichkeiten (LHO, HHG, Haushaltsvermerke) geprüft und ge-
nutzt worden sind; 

● ob Ausgabemittel von anderer Seite zweckgebunden zur Verfügung 
gestellt werden. 

 

11.3 Einsparungen an anderer Stelle 

Zur Deckung der beabsichtigten Mehrausgaben sollen Einsparungen an 
anderer Stelle des jeweiligen Kapitels erbracht werden. Die Einsparung 
ist bereits mit dem Antrag nach Titeln zu bezeichnen. 

Bei den angebotenen Einsparungen können zwangsläufige Minderaus-
gaben, die sich etwa bei gesetzlich begründeten Ausgaben ergeben, nicht 
als Deckung für über- und außerplanmäßige Ausgaben anerkannt wer-
den. Mögliche Einsparungen in diesen Bereichen werden zur Erwirtschaf-
tung der Globalen Minderausgabe im Einzelplan 20 herangezogen. 

Die Deckung ist grundsätzlich durch Einsparung bei ähnlichen oder ver-
wandten Ausgaben zu erbringen. Minderausgaben bei den Hauptgruppen 
4 und 5 scheiden als Deckung von Mehrausgaben bei den Hauptgruppen 
6 bis 9 - ausgenommen OGr. 81 - aus. Minderausgaben bei übertragenen 
Ausgaben (Ausgabereste) dürfen als Einsparung nicht herangezogen 
werden. 

Die Heranziehung von Mehreinnahmen ist auf Ausnahmefälle zu be-
schränken und setzt einen ursächlichen Zusammenhang zwischen Mehr-
einnahmen und Mehrausgaben voraus. 
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11.4 Vorgriffe 

Die vorstehenden Grundsätze gelten auch für Vorgriffe; auf VV 2 zu § 37 
LHO weise ich hin. 
 

12  3-Säulen-Modell 

Mit dem Haushalt 2023 wurde das Sondervermögen „Bewältigung der 
Krisensituation in Folge des russischen Angriffskriegs in der Ukraine" er-
richtet. Das 3-Säulen-Modell wurde zum 31.12.2023 beendet. Es werden 
keine neuen Maßnahmen beschlossen.  

Ab diesem Haushaltsjahr sind die Folgekosten sodann aus bereiten Mit-
teln zu finanzieren.  
 

13  Berichte 

a) 

Zur Unterrichtung des Landtags bitte ich, mir bis zum 07. Februar 2025 
die Zahl der bestehenden Leiharbeitsverhältnisse zum Stichtag 31. De-
zember 2024 sowie die Zahl der befristeten Beschäftigungsverhältnisse 
zu melden. 

b)  

Zum Stichtag 31. Dezember 2024 ist der Stand der Verpflichtungen, der 
aufgrund von Verpflichtungsermächtigungen eingegangen wurde bis zum 
14. Februar 2025 zu melden.  

c) 

Zum Stichtag 31. Dezember 2024 ist der Stand der Verpflichtungser-
mächtigungen im Rahmen des Mietausgabenbudgets bis zum 15. Januar 
2025 zu melden. 

d) 

Nachrichtlich rufe ich zudem die quartalsweise Abfrage der Ist-Besetzun-
gen zu den Stichtagen 01. Januar, 01. April, 01. Juli und 01. Oktober in 
Erinnerung. Maßgeblich ist dabei der Zeitpunkt des tatsächlichen Arbeits-
beginns. Ihre Meldungen erbitte ich jeweils bis zum 10. Kalendertag, der 
auf den Stichtag folgt.  
 

f) 

Abschließend weise ich noch auf die Berichtsaufforderung aus dem Fest-
stellungserlass 2024 (Abschnitt II, Nr. 5) zur Entwicklung des Haushalts-
vollzuges hin. Demnach sind zu den Stichtagen 31. März, 30. Juni und 
30. September eine Prognose über die voraussichtliche Entwicklung des 
Haushaltsvollzuges abzugeben.  
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Eine entsprechende Berichtsaufforderung erfolgt zu gegebener Zeit. 
 

14  Verlagerungen aufgrund der Umstellung auf EPOS.NRW 

Aufgrund der Umstellung auf EPOS.NRW sind in den vergangenen Jah-
ren diverse Haushaltsstellen in die Kapitel der Dienststellen verlagert wor-
den. 

Die Titel des Kapitels 03 020 (Allgemeine Bewilligungen) befinden sich 
vollständig in den Kapiteln der Dienststellen. Im Kapitel 03 020 sind damit 
weder Einnahmen noch Ausgaben zu verbuchen. 
 

15  Veröffentlichung im Landesintranet 

Dieser Runderlass und die Anlagen (mit Ausnahme der Anlage 8) werden 
im Intranet meines Hauses veröffentlicht. 

 

 
Im Auftrag 
gez. Schulze-Oben 
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Anlagen 

 

  1 Feststellungserlass und Haushalts- und Wirtschaftsführung 2024  

  2 Mittelzuweisung Kapitel 03 010, Ministerium 

  3 Mittelzuweisung Kapitel 03 020, Allgemeine Bewilligungen  

  4 Mittelzuweisung Kapitel 03 110, Polizei 

  5 Stellenplan Kapitel 03 110, Polizei 

  6 Mittelzuweisung Kapitel 03 130, Deutsche Hochschule der Polizei 

  7 Mittelzuweisung Kapitel 03 310, Fünf Bezirksregierungen 

  8 Stellenplan Kapitel 03 310, Fünf Bezirksregierungen 

9 a Mittelzuweisung Kapitel 03 320, Aus- und Fortbildungseinrichtungen 
des Ministeriums des Innern (Institut für öffentliche Verwaltung/Lan-
desprüfungsamt) 

9 b Mittelzuweisung Kapitel 03 320, Aus- und Fortbildungseinrichtungen 
des Ministeriums des Innern (Fortbildungsakademie Mont-Cenis 
Herne) 

10 Mittelzuweisung Kapitel 03 350, Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung Nordrhein-Westfalen 

11 Mittelzuweisung Kapitel 03 710, Feuerschutz und Hilfeleistung 

12 Zahlbarmachung der Bezüge durch das Landesamt für Besoldung und 
Versorgung 
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Haushalt 2024 
Verteilung und Festlegung der Haushaltsmittel für die zentral 
finanzierten Maßnahmen 
 
 
1. Erlass vom 08.03.2024, Az. 53-20.03.02-24_Mittelzuweisung 
2. Erlass vom 09.02.2024, Az. 433-22.63.08.04 VS-NfD 
3. Erlass vom 21.02.2024, Az. 433-22.63.02.03 VS-NfD 
4. Erlass vom 21.02.2024, Az. 433-22.63.14.02 VS-NfD 
5. Erlass vom 01.03.2024, Az. 401-22.58.35 VS-NfD 
6. Berichte von LZPD, LKA und LAFP vom 28.03.2024 zu gebundenen 

Mitteln 
 
Anlage 1: Liste der zentral finanzierten Maßnahmen 2024 
 
 

1. Allgemeine Hinweise 

Mit Bezug zu 1. wurden Ihnen Haushaltsmittel zur Bewirtschaftung im 

Haushaltsjahr 2024 zugewiesen. Der Bezugserlass sowie die Anlagen 4 

und 4a sind im Intranet meines Hauses veröffentlicht. 

 

Begleitend hierzu sind in der beigefügten Anlage die vorläufigen 

Festlegungen für die zentral finanzierten nichttechnischen Maßnahmen 

aufgeführt. Die Festlegungen für die technischen Maßnahmen sind unter 

Punkt 3. und 4. aufgeführt. Die festgelegten Mittel sind in den jeweiligen 

Zuweisungsbeträgen enthalten. Die weiteren Planungen sind an den 

tatsächlich verfügbaren Haushaltsmitteln auszurichten. Sofern sich 

Gefährdungen der polizeilichen Kernaufgaben oder grundlegenden 

Arbeitsfähigkeit der Polizei ergeben, ist unverzüglich mit einem 

Deckungsvorschlag zu berichten. 

 

Anlage 3
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Mittelabflüsse wie auch haushälterisch vorgesehene Mittelrückflüsse sind 

in EPOS.NRW auf das betreffende PSP-Element zu buchen. 

 

Änderungen in der Zuständigkeit für Maßnahmen (auch zu Teilen) – wie 

die Verlagerung von Maßnahmen von einer zentralen hin zu einer 

dezentralen Beschaffung – sind zu berichten. Verbunden mit dem 

Übergang der Aufgabe zu einer anderen Budgetuntereinheit ist eine 

entsprechende Übertragung der erforderlichen Haushaltsmittel zu 

veranlassen. 

 

Bei der Betrachtung der Kosten einer Maßnahme sind auch die Kosten 

von Stütz-, Vorbereitungs- und Folgemaßnahmen, die durch andere 

Behörden zu erbringen sind, zu erfassen und mit dem betroffenen 

Haushaltsbereichen abzustimmen. 

 

Neue Maßnahmen, die über die aufgeführten Maßnahmen hinaus 

erforderlich werden, sind zu berichten. Dieser Bericht muss 

 

- eine Beschreibung der geplanten Maßnahme, 

- den Einsatzzweck und das Einsatzkonzept,  

- die Haushaltsunterlage mit einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

gemäß § 7 Abs. 2 LHO 

- sowie einen Vorschlag zur Finanzierung aus bereits zugewiesenen 

Mitteln 

 

umfassen. 

 

Für einen besseren Überblick über die zu erwartenden Belastungen im 

Haushaltsvollzug sind die Instrumente der Mittelvorbindung und der 

Festlegung (§ 34 LHO) sowie die Funktionen der Logistik in EPOS.NRW, 

insbesondere das Modul Beschaffung und damit verbunden des 

automatisierten Obligoaufbaus und -abbaus und nachfolgend der 

logistischen Rechnungsprüfung, unbedingt und umfassend zu nutzen. 

 

In diesem Zusammenhang ist sicherzustellen, dass spätestens bis zum 

3. Juni 2024 die Mittelbindungen und Mittelvorbindungen erfasst und 

folglich abgebildet sind. Zudem werden Sie gebeten, dafür Sorge zu 

tragen, dass entsprechende Obligos im Haushaltsvollzug, sofern dies 
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nicht systemisch erfolgt, zeitnah aufgelöst werden. Ziel ist es Bedarfe 

sowohl im konsumtiven wie auch investiven Bereich vorausschauend zu 

planen und festzuhalten aber auch bei einer geänderten Bedarfslage 

fortzuschreiben. Dabei sollen auch vertraglich oder rechtlich begründete 

zu erwartende Mittelabflüsse berücksichtigt werden. 

 

2. Berichtspflichten 

Sie werden gebeten, jeweils zum 05. Juni 2024 (mit Buchungsstand 

31.05.2024), 07. August 2024 (mit Buchungsstand 31.07.2024) und zum 

15. Oktober 2024 (mit Buchungsstand 30.09.2024) bei der HG 5, HG 6, 

HG 8 und TG 60 

  

- zum allgemeinen Stand des Haushaltsmittelabflusses (Plan-Ist-

Vergleich) wie auch dem insgesamt prognostizierten 

Hausmittelabfluss des Haushaltsjahres 2024, aufgeschlüsselt pro 

Quartal, 

- dem Stand der Mittelvorbindungen und Festlegungen, 

- zum Sachstand der zu den zentral finanzierten Maßnahmen 

anhängigen (die Projektstrukturplanelemente 9600, 9620 und 9640 

ausgenommen) Vergabe- und Beschaffungsverfahren 

(Ausschreibungen, Bestellungen, Liefertermine, in EPOS gebuchte 

Vorbindungen und Festlegungen), dazu zählen sowohl die 

technischen als auch nicht technischen PSP-Elemente, 

  

zu berichten. 

 

Die Berichtsform soll analog zum vergangenen Haushaltsjahr erfolgen. 

Eine entsprechende Vorlage wird Ihnen zu gegebener Zeit zur Verfügung 

gestellt. 

 

An sich obsolet wird darauf hingewiesen, dass EPOS.NRW das führende 

Berichtssystem ist und sich die Berichtslage hier korrespondierend 

wiederfinden lassen muss. Es soll mindestens eine Budgetierung der 

zugewiesenen Mittel auf Abteilungsebene erfolgen, derzeit ist eine 

Budgetierung auf PSP-Elementen nicht erforderlich.  

 

Abweichungen von den Plankosten in einer Höhe von über 150.000 Euro 

bei den für das laufende Haushaltsjahr geplanten Bewirtschaftungsmaß-

nahmen (zentral finanzierte Maßnahmen) sind dem Ministerium des 
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Innern umgehend zu melden. Minderausgaben stehen für eine 

anderweitige Verwendung nicht zur Verfügung. 

 

3. Prioritätslisten 

Hinsichtlich der Prioritätslisten für die Bereiche Kraftfahrzeuge, Waffen 

und Geräte sowie Bekleidung verweise ich auf Erlasslage mit Bezug zu 2 

bis 4. Ich weise darauf hin, dass das Beschaffungsverbot bei Titeln 811 

01, 812 00, 546 60 und 812 60 aufgehoben ist. 

 

4. Titelgruppe 60 

Die weiteren Planungen sind an den tatsächlich verfügbaren 

Haushaltsmitteln auszurichten. Sofern sich Gefährdungen der 

polizeilichen Kernaufgaben oder für den Betrieb inkl. IT-Sicherheit von IT-

Verfahren zur grundlegenden Arbeitsfähigkeit der Polizei ergeben, ist 

unverzüglich mit einem Deckungsvorschlag zu berichten. Berichte, die 

zusätzliche Mittel ohne Deckungsvorschlag zum Inhalt haben, werden 

ohne Ansehen des Inhalts zurückzuweisen. 

 

Die Zuweisungen berücksichtigen sowohl die Globale Minderausgabe als 

auch die im allgemeinen Zuweisungserlass benannte 10%ige 

Reduzierung. Die zugewiesenen Beträge stehen insofern in vollem 

Umfang zur Verfügung. 

Unabhängig hiervon sind die Anstrengungen zu strukturellen 

Einsparungen zu betrachten. 

 

Aufgrund der sich abzeichnenden angespannten Lage in den Folgejahren 

stehen sämtliche Maßnahmen und Beschaffungen, die zu signifikanten 

Folgekosten (mehr als 100.000 € im Jahr) in der TG 60 führen, unter 

Vorbehalt meiner Freigabe.  

 

Die Berichtslage zu den zentral finanzierten Maßnahmen (Bezug zu 6) 

war unzureichend und für eine Auswertung zu der Frage der gebundenen 

Mittel in der IT ungeeignet. Insbesondere ließ sich keine titelspezifische, 

erst recht keine maßnahmenspezifisch gegebene Befrachtung in der 

Systematik der Bewirtschaftungsplanung für IT erkennen. Eine 

Zuordnung zu Titeln ließ sich nur erahnen. 

Um eine um die Beträge der GMA und des 10%igen Rückbehalts 

verminderte Zuweisung zu ermitteln, wurde gezwungenermaßen auf 

pauschale Reduzierungen zurückgegriffen. 
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LZPD - Zentral finanzierte Maßnahmen 

Für das LZPD sind Mittel für die folgenden zentral finanzierten PSP-

Elemente festgelegt: 

 

PSP-Element(e) Überschrift Zuweisung 

in Mio. € 

9321 Reinvest Digitalfunk Endgeräte 8,84 

9201 ViVA 19,2 

9207 TVH* 30,0 

9208, 9301, 9302, 

9303, 9306, 9372 

Infrastruktur 20,64 

9091 EGovernment 2,87 

9325 LAN2020+ 3,48 

9345 Innovation Lab 1,31 

9400 PC-Reinvest 2,63 

9031 PersIS 2,8 

9401, 9402, 9431 BePo, SE, ET-K Ausstattung 0,53 

9408 mffB 0,44 

9100 Polizei 20/20** 0 

9260, 9341 Externe Unterstützung 5,26 

9551 Ausstattung von Dienstgebäuden 6,01 

9009, 9081, 9212, 

9311, 9326, 9340, 

9342, 9343, 9344, 

9346, 9347 

Investitionen/Digitalstrategie 7,62 

diverse Restliche Verfahren 59,85 

* Die detaillierte Planung der Maßnahmen erfolgt mit gesondertem Erlass 

** Eine Finanzierung von Maßnahmen im Kontext Polizei 2020 darf nur 

bei gesicherter Gegenfinanzierung aus dem Programm erfolgen 

 

Der Bereich der App-Entwicklung und der Verbesserungen an ViVA ist 

beim Einsatz von Externen prioritär zu behandeln.  

  

Insbesondere zu der Position „Restliche Verfahren“, aber nicht nur dort, 

werden tiefgehende Maßnahmen notwendig sein, um eine 

Auskömmlichkeit zu erreichen. Ich werde in Kürze zu einem Termin 

einladen, um die Auswirkungen der reduzierten Zuweisungen gemeinsam 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Seite 6 von 6 

 
mit Ihnen zu skizzieren und/oder Vorschläge für Verlagerungen zwischen 

einzelnen Maßnahmen zu erörtern. Zur Vorbereitung bitte ich, die hierfür 

notwendige Auswertung umgehend zu beginnen. 

 

LAFP 

Die Zuweisung an das LAFP enthalten reduzierte Mittel für die gemäß 

Bericht vom 15.11.2023 priorisierten Maßnahmen 2 bis 6 des Projekt 

ViWiBiC. Die Bewirtschaftung dieser Mittel ist mit den Referaten 402 und 

404 meines Hauses abzustimmen.  

 

LKA 

Bei der Bewirtschaftung ist besonderen Bedarfen von landesweiter 

Bedeutung erste Priorität einzuräumen. Eine gesonderte Zuweisung für 

Landesprojekte (z.B. Digitale Tatorte und EAkte in Strafsachen) erfolgt 

nicht.  

Ich bitte diesbezüglich um Prüfung und Bericht, in welchem Umfang sich 

diese Landesprojekte im Kontext der Zuweisung realisieren lassen. 

 

 

5. Titel 536 10 

Hinsichtlich der Mittelverwendung für das Behördliche 

Gesundheitsmanagement der Polizei (BGM), Projektstrukturplanelement 

9814 verweise ich auf meinen Erlass mit Bezug zu 2. 

 

Die unter dem Projektstrukturplanelement 9818 ausgewiesenen Beträge 

sind für die Durchführung von Veranstaltungen, Tagungen, 

Besprechungen, Arbeitsgruppen nach Weisung des Ministeriums 

bestimmt. Die Beauftragung zur Durchführung erfolgt jeweils durch 

gesonderten Erlass. Hinsichtlich der Finanzierung ist vor Beauftragung 

zur Durchführung die Vorlage einer Kostenübernahmeerklärung seitens 

Referat 433 erforderlich. 

 

Ich verweise auf Punkt 2.6.1 Bewirtung („Catering“) des 

Mittelzuweisungserlasses (Bezug zu 1). Eine Bewirtung bei 

behördeninternen Dienstbesprechungen ist nicht vorgesehen. 

 

Im Auftrag 

gez. Ujhelji 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Vertraulich
Präsidentin des Oberlandesgerichts Hamm
gudrun.schaepers@olg-hamm.nrw.de 
cc.: oliver.neuwinger@olg-hamm.nrw.de

Einstellungen in den juristischen Vorbereitungsdienst
Haushalt 2025
Planung der Einstellungen im Jahr 2024

Die Ressorts befinden sich gegenwärtig noch in einem sehr frühen Sta-
dium des Haushaltsaufstellungsverfahrens. Der Haushaltsplanentwurf 
der Landesregierung wird wie üblich im Sommer vom Kabinett verab-
schiedet, vorgestellt und anschließend in den Landtag eingebracht. Da 
dem ein intensiver Abstimmungsprozess zwischen den Ressorts und 
innerhalb der jeweiligen Geschäftsbereiche vorausgeht, können derzeit 
noch keine endgültigen Festlegungen der zukünftig zur Verfügung ste-
henden finanziellen Mittel getätigt werden. 

Angesichts der finanziellen Lage sind folgende Maßnahmen vorsorglich 
einzuleiten:

1. Reduzierung der Zahl der Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-
ferendare landesweit
2. Verkürzung des öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses 
von 26 auf 25 Monate
3. Zahlung der Unterhaltsbeihilfe nur noch bis zum Tag der mündli-
chen Prüfung

Um die Reduzierung der Zahl der Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-
ferendare im Jahr 2025 (Ziff. 1.) zu erreichen, bedarf es bereits heute 
der kontinuierlichen Reduktion der Einstellungen in den juristischen 
Vorbereitungsdienst. Hierzu haben bereits Gespräche mit den Ausbil-
dungsleitungen der Oberlandesgerichte stattgefunden (zuletzt am 26. 
April 2024). 

06.05.2024

Aktenzeichen
2202-V.1
bei Antwort bitte angeben

Bearbeiter:   Herr Hackert
Telefon: 0211 8792-343

Dienstgebäude und
Lieferanschrift:
Martin-Luther-Platz 40
40212 Düsseldorf
Telefon: 0211 8792-0
Telefax: 0211 8792-456
poststelle@jm.nrw.de
www.justiz.nrw

Öffentliche Verkehrsmittel:
ab Hbf mit Linien U 76, U 78 
oder U 79 bis Haltestelle
Steinstraße / Königsallee
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Für den Bezirk des Oberlandesgerichts Hamm ergeben sich unter Be-
rücksichtigung der in den ersten vier Monaten erfolgten Einstellungen 
folgende vorläufige Einstellungszahlen:

Monat 2024 Einstellungen
Mai 38
Juni 43
Juli 40

August 40
September 40

Oktober 40
November 40
Dezember 40

Grundsätzlich soll bei anlasslosen Entlassungen (§ 31 Absatz 2 Juriste-
nausbildungsgesetz NRW) eine Wiedereinstellung nur erfolgen, wenn 
durch das Ausscheiden einer Rechtsreferendarin oder eines Rechtsrefe-
rendars ohne Anlass Kapazitäten entstehen. Hierzu sind – falls notwen-
dig – die Formulare anzupassen und die Betroffenen bei Stellung des 
Entlassungsgesuchs hinzuweisen. 
Des Weiteren bitte ich Sie, nunmehr jeden Monat über die Anzahl der 
erfolgten Einstellungen zu berichten. Ein Überschreiten der in der Tabel-
le genannten Einstellungszahlen soll nur nach ausdrücklicher Zustim-
mung des Ministeriums der Justiz erfolgen. Bei einem Unterschreiten 
der Einstellungszahlen in einem Monat, wird in der Regel zusätzlichen 
Einstellungen in den Folgemonaten zugestimmt.
Sobald sich abzeichnet, dass über die mitgeteilten Zahlen hinaus weite-
re Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare eingestellt werden 
können, werde ich auf Sie zukommen.

Im Auftrag
Halstenberg-Bornhofen
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Vertraulich
Präsidenten des Oberlandesgerichts Düsseldorf
werner.richter@olg-duesseldorf.nrw.de
cc: annette.stylianidis@olg-duesseldorf.nrw.de

Einstellungen in den juristischen Vorbereitungsdienst
Haushalt 2025
Planung der Einstellungen im Jahr 2024

Die Ressorts befinden sich gegenwärtig noch in einem sehr frühen Sta-
dium des Haushaltsaufstellungsverfahrens. Der Haushaltsplanentwurf 
der Landesregierung wird wie üblich im Sommer vom Kabinett verab-
schiedet, vorgestellt und anschließend in den Landtag eingebracht. Da 
dem ein intensiver Abstimmungsprozess zwischen den Ressorts und 
innerhalb der jeweiligen Geschäftsbereiche vorausgeht, können derzeit 
noch keine endgültigen Festlegungen der zukünftig zur Verfügung ste-
henden finanziellen Mittel getätigt werden. 

Angesichts der finanziellen Lage sind folgende Maßnahmen vorsorglich 
einzuleiten:

1. Reduzierung der Zahl der Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-
ferendare landesweit
2. Verkürzung des öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses 
von 26 auf 25 Monate
3. Zahlung der Unterhaltsbeihilfe nur noch bis zum Tag der mündli-
chen Prüfung

Um die Reduzierung der Zahl der Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-
ferendare im Jahr 2025 (Ziff. 1.) zu erreichen, bedarf es bereits heute 
der kontinuierlichen Reduktion der Einstellungen in den juristischen 
Vorbereitungsdienst. Hierzu haben bereits Gespräche mit den Ausbil-
dungsleitungen der Oberlandesgerichte stattgefunden (zuletzt am 26. 
April 2024). 

06.05.2024

Aktenzeichen
2202-V.1
bei Antwort bitte angeben

Bearbeiter:   Herr Hackert
Telefon: 0211 8792-343

Dienstgebäude und
Lieferanschrift:
Martin-Luther-Platz 40
40212 Düsseldorf
Telefon: 0211 8792-0
Telefax: 0211 8792-456
poststelle@jm.nrw.de
www.justiz.nrw

Öffentliche Verkehrsmittel:
ab Hbf mit Linien U 76, U 78 
oder U 79 bis Haltestelle
Steinstraße / Königsallee
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Für den Bezirk des Oberlandesgerichts Düsseldorf ergeben sich unter 
Berücksichtigung der in den ersten vier Monaten erfolgten Einstellungen 
folgende vorläufige Einstellungszahlen:

Monat 2024 Einstellungen
Mai 44
Juni 24
Juli 24

August 24
September 44

Oktober 34
November 39
Dezember 24

Grundsätzlich soll bei anlasslosen Entlassungen (§ 31 Absatz 2 Juriste-
nausbildungsgesetz NRW) eine Wiedereinstellung nur erfolgen, wenn 
durch das Ausscheiden einer Rechtsreferendarin oder eines Rechtsrefe-
rendars ohne Anlass Kapazitäten entstehen. Hierzu sind – falls notwen-
dig – die Formulare anzupassen und die Betroffenen bei Stellung des 
Entlassungsgesuchs hinzuweisen. 
Des Weiteren bitte ich Sie, nunmehr jeden Monat über die Anzahl der 
erfolgten Einstellungen zu berichten. Ein Überschreiten der in der Tabel-
le genannten Einstellungszahlen soll nur nach ausdrücklicher Zustim-
mung des Ministeriums der Justiz erfolgen. Bei einem Unterschreiten 
der Einstellungszahlen in einem Monat, wird in der Regel zusätzlichen 
Einstellungen in den Folgemonaten zugestimmt.
Sobald sich abzeichnet, dass über die mitgeteilten Zahlen hinaus weite-
re Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare eingestellt werden 
können, werde ich auf Sie zukommen.

Im Auftrag
Halstenberg-Bornhofen
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Vertraulich
Präsidenten des Oberlandesgerichts Köln
bernd.scheiff@olg-koeln.nrw.de 
cc. heike.wrede@olg-koeln.nrw.de

Einstellungen in den juristischen Vorbereitungsdienst
Haushalt 2025
Planung der Einstellungen im Jahr 2024

Die Ressorts befinden sich gegenwärtig noch in einem sehr frühen Sta-
dium des Haushaltsaufstellungsverfahrens. Der Haushaltsplanentwurf 
der Landesregierung wird wie üblich im Sommer vom Kabinett verab-
schiedet, vorgestellt und anschließend in den Landtag eingebracht. Da 
dem ein intensiver Abstimmungsprozess zwischen den Ressorts und 
innerhalb der jeweiligen Geschäftsbereiche vorausgeht, können derzeit 
noch keine endgültigen Festlegungen der zukünftig zur Verfügung ste-
henden finanziellen Mittel getätigt werden. 

Angesichts der finanziellen Lage sind folgende Maßnahmen vorsorglich 
einzuleiten:

1. Reduzierung der Zahl der Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-
ferendare landesweit
2. Verkürzung des öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses 
von 26 auf 25 Monate
3. Zahlung der Unterhaltsbeihilfe nur noch bis zum Tag der mündli-
chen Prüfung

Um die Reduzierung der Zahl der Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-
ferendare im Jahr 2025 (Ziff. 1.) zu erreichen, bedarf es bereits heute 
der kontinuierlichen Reduktion der Einstellungen in den juristischen 
Vorbereitungsdienst. Hierzu haben bereits Gespräche mit den Ausbil-
dungsleitungen der Oberlandesgerichte stattgefunden (zuletzt am 26. 
April 2024). 

06.05.2024

Aktenzeichen
2202-V.1
bei Antwort bitte angeben

Bearbeiter:   Herr Hackert
Telefon: 0211 8792-343

Dienstgebäude und
Lieferanschrift:
Martin-Luther-Platz 40
40212 Düsseldorf
Telefon: 0211 8792-0
Telefax: 0211 8792-456
poststelle@jm.nrw.de
www.justiz.nrw

Öffentliche Verkehrsmittel:
ab Hbf mit Linien U 76, U 78 
oder U 79 bis Haltestelle
Steinstraße / Königsallee
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Für den Bezirk des Oberlandesgerichts Köln ergeben sich unter Berück-
sichtigung der in den ersten vier Monaten erfolgten Einstellungen fol-
gende vorläufige Einstellungszahlen:

Monat 2024 Einstellungen
Mai 53
Juni 52
Juli 24

August 24
September 24

Oktober 24
November 48
Dezember 24

Grundsätzlich soll bei anlasslosen Entlassungen (§ 31 Absatz 2 Juriste-
nausbildungsgesetz NRW) eine Wiedereinstellung nur erfolgen, wenn 
durch das Ausscheiden einer Rechtsreferendarin oder eines Rechtsrefe-
rendars ohne Anlass Kapazitäten entstehen. Hierzu sind – falls notwen-
dig – die Formulare anzupassen und die Betroffenen bei Stellung des 
Entlassungsgesuchs hinzuweisen. 
Des Weiteren bitte ich Sie, nunmehr jeden Monat über die Anzahl der 
erfolgten Einstellungen zu berichten. Ein Überschreiten der in der Tabel-
le genannten Einstellungszahlen soll nur nach ausdrücklicher Zustim-
mung des Ministeriums der Justiz erfolgen. Bei einem Unterschreiten 
der Einstellungszahlen in einem Monat, wird in der Regel zusätzlichen 
Einstellungen in den Folgemonaten zugestimmt.
Sobald sich abzeichnet, dass über die mitgeteilten Zahlen hinaus weite-
re Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare eingestellt werden 
können, werde ich auf Sie zukommen.

Im Auftrag
Halstenberg-Bornhofen
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45659 Recklinghausen 
 

 

Landesbetrieb Straßenbau NRW              
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45888 Gelsenkirchen  
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Aktenzeichen I-4 / 01.05.03.02 

bei Antwort bitte angeben 

 

ORR'in Mause 

Telefon: 0211 4566-830 

Telefax: 0211 4566-941 

michaela.mause@munv.nrw.d

e 

 

Umsatzsteuer 

ID-Nr.: DE 306 505 705 

Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 

2025 – Umsetzung des Eckwertebeschlusses vom 19. März 2024 

 

 

1. Mit Kabinettbeschluss vom 19. März 2024, wurden die Eckwerte 

zum Haushalt 2025 durch die Landesregierung festgeschrieben. 

Die Landesfinanzen stehen von mehreren Seiten unter erhebli-

chem Druck. Grund dafür sind u.a. die konjunkturellen und struk-

turellen Entwicklungen in der gesamten Bundesrepublik. Für den 

Landeshaushalt 2025 und die Finanzplanung bis 2028 wurden da-

her notwendige Maßnahmen beschlossen, um ein solides Funda-

ment zu halten. Das bedeutet, dass in allen Einzelplänen titel-

scharfe Einsparungen zu erbringen sind, die mittelfristig durchzu-

schreiben sind. Des Weiteren gibt es Einsparvorgaben bei den 

Mitbudgets und den Selbstbewirtschaftungsmitteln. 

 

2. Im Konkreten ist das MUNV und sein Geschäftsbereich wie folgt 
betroffen:  

 
a. Einsparvorgaben im Haushalt – 165,1 Mio. Euro jährlich – 

2025 - 2028 
 

Anlage  5
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Naturschutz und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
  

 

 

Über den kompletten Einzelplan 10 sind jährlich 165,1 Mio. 
Euro einzusparen, diese setzen sich zusammen aus allgemei-
nen Einsparungen von 52,87 Mio. Euro und 112,2 Mio. Euro 
als Ergebnis der AG Aufgabenkritik.  
 
I. Innerhalb der allgemeinen Einsparvorgaben sind zum-

dem Mietminderungen bei den Titeln 518 01 und 518 04 
bis 2028 von ca. 3,9 Mio. Euro im Einzelplan zu berück-
sichtigen.  
In 2025 beträgt der Einsparbetrag 2 % des Mietbudgets. 
In 2026 beträgt der Einsparbetrag 5 % des Mietbudgets. 
In 2027 beträgt der Einsparbetrag 10 % des Mietbud-
gets. 
In 2028 beträgt der Einsparbetrag 20 % des Mietbud-
gets. 

 
Die Hausspitze wird kurzfristig die Höhe der Einsparvorgaben 
für die einzelenen Bereiche festlegen. 
 

b. Rückübertragung von Selbstbewirtschaftungsmitteln – 188 
Mio. Euro (ca. 53%) von 368 Mio. Euro 
 
Aus dem Bestand an Selbstbewirtschaftungsmitteln müssen 
ca. 188 Mio. Euro zurückgegeben werden. Um diesen Betrag 
erwirtschaften zu können wird daher eine sofortige Be-
wirtschaftungssperre vorläufig für alle Selbstbewirtschaf-
tungsmittel erlassen. 
 
Das bedeutet im Einzelnen: 
- Es dürfen keine Selbstbewirtschaftungsmittel mehr zuge-

wiesen werden. 
- Bereits zugewiesene Selbstbewirtschaftungsmittel sind 

aus der Bewirtschaftung zurückzunehmen und gegen ver-
anschlagte Haushaltsmittel zu tauschen. 

- Bei bereits bewilligten Maßnahmen ist zu prüfen, ob diese 
aus veranschlagten Haushaltsmitteln finanziert ausgezahlt 
werden können. 

- Über den Bestand an verausgabten und rechtskräftig be-
willigten Maßnahmen ist zum Stichtag 01. April 2024 an 
bdh@munv.nrw.de zu berichten.  

- Sollten die veranschlagten Haushaltsmittel für geplante Be-
willigungen nicht ausreichen, ist der BdH eine Projektliste 
vorzulegen. Diese beinhaltet eine Auflistung der Projekte, 
die Höhe der geplanten Bewilligung sowie den zeitlich ge-
planten Abfluss der Haushaltsmittel. 
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c. Mehranmeldungen zum Haushalt 2025 und der Finanzplanung 
bis 2028 
 
Alle Mehranmeldungen sind durch Einsparungen an anderer 
Stelle zu decken. Ausgenommen sind rechtlich zwangsläufige 
Sachverhalte die bei der Fortschreibung der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung bis 2028, zu Beginn den Jahres nicht berücksi-
chigt werden konnten. 
 

d. Personalanmeldungen 
 
Grundsätzlich können keine neuen Stellen in den Haushalt 
aufgenommen. Ausgenommen sind Stellen, die innerhalb des 
Einzelplans dauerhaft gegenfinanziert werden. Bei der Budget-
ermittlung ist zudem ein Zusatzbeitrag von 2.300 Euro pro 
Stelle für Beihilfeaufwendungen anzusetzen. 
Die Verlängerung oder Streichung von kw-Vermerken ist 
grundsätzlich nicht möglich. 

 

 

Im Auftrag 

 

 

Gez. Mause 

 

 

 

 

 





   

Seite 1 von 2 

I-4 – 01.05.03.02 Düsseldorf, den  28. März 2024 
 
Nur als E-Mail versandt 

 
 
An die 
Abteilungen II, III, IV, V, VI, VII, VIII und IX 
Referate 01, 02, I-1, I-2, I-3, I-5, I-6 und I-7 
Leitung Medien & Kommunikation 
Ministerbüro 1, 2, 3 und 4 
Stabsstelle Innenrevision, Tax Compliance 
Stabsstelle Fokus Bahn 
Projektgruppe Zukunftsplan Umweltverwaltung NRW 
 
im Hause 
 
 
 

Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2025 – 

Umsetzung des Eckwertebeschlusses vom 19. März 2024 

 

 

1. Mit Kabinettbeschluss vom 19. März 2024, wurden die Eckwerte zum Haushalt 

2025 durch die Landesregierung festgeschrieben. Die Landesfinanzen stehen 

von mehreren Seiten unter erheblichem Druck. Grund dafür sind u.a. die konjunk-

turellen und strukturellen Entwicklungen in der gesamten Bundesrepublik. Für 

den Landeshaushalt 2025 und die Finanzplanung bis 2028 wurden daher not-

wendige Maßnahmen beschlossen, um ein solides Fundament zu halten. Das 

bedeutet, dass in allen Einzelplänen titelscharfe Einsparungen zu erbringen sind, 

die mittelfristig durchzuschreiben sind. Des Weiteren gibt es Einsparvorgaben bei 

den Mietbudgets und den Selbstbewirtschaftungsmitteln. 

 

2. Im Konkreten ist das MUNV und sein Geschäftsbereich wie folgt betroffen:  

 
a. Einsparvorgaben im Haushalt – 165,1 Mio. Euro jährlich – 2025 - 2028 

 
Über den kompletten Einzelplan 10 sind jährlich 165,1 Mio. Euro einzusparen, 
diese setzen sich zusammen aus allgemeinen Einsparungen von 52,87 Mio. 
Euro und 112,2 Mio. Euro als Ergebnis der AG Aufgabenkritik.  
 
I. Innerhalb der allgemeinen Einsparvorgaben sind zumdem Mietminde-

rungen bei den Titeln 518 01 und 518 04 bis 2028 von ca. 3,9 Mio. Euro 
im Einzelplan zu berücksichtigen.  
In 2025 beträgt der Einsparbetrag 2 % des Mietbudgets. 
In 2026 beträgt der Einsparbetrag 5 % des Mietbudgets. 
In 2027 beträgt der Einsparbetrag 10 % des Mietbudgets. 
In 2028 beträgt der Einsparbetrag 20 % des Mietbudgets. 
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Die Hausspitze wird kurzfristig die Höhe der Einsparvorgaben für die Haus-
haltsbereiche festlegen und auf die Abteilungen zukommen. 
 

b. Rückübertragung von Selbstbewirtschaftungsmitteln – 188 Mio. Euro (ca. 
53%) von 368 Mio. Euro 
 
Aus dem Bestand an Selbstbewirtschaftungsmitteln müssen ca. 188 Mio. 
Euro zurückgegeben werden. Um diesen Betrag erwirtschaften zu können 
wird daher eine sofortige Bewirtschaftungssperre vorläufig für alle 
Selbstbewirtschaftungsmittel erlassen. 
 
Das bedeutet im Einzelnen: 
- Es dürfen keine Selbstbewirtschaftungsmittel mehr zugewiesen werden. 
- Bereits zugewiesene Selbstbewirtschaftungsmittel sind aus der Bewirt-

schaftung zurückzunehmen und gegen veranschlagte Haushaltsmittel zu 
tauschen. 

- Bei bereits bewilligten Maßnahmen ist zu prüfen, ob diese aus veran-
schlagten Haushaltsmitteln finanziert / ausgezahlt werden können. 

- Über den Bestand an verausgabten und rechtskräftig bewilligten Maßnah-
men ist zum Stichtag 01. April 2024 an bdh@munv.nrw.de zu berichten.  

- Sollten die veranschlagten Haushaltsmittel für geplante Bewilligungen 
nicht ausreichen, ist der BdH / der Hausspitze eine Projektliste vorzulegen. 
Diese beinhaltet eine Auflistung der Projekte, die Höhe der geplanten Be-
willigung sowie den zeitlich geplanten Abfluss der Haushaltsmittel. 

 
c. Mehranmeldungen zum Haushalt 2025 und der Finanzplanung bis 2028 

 
Alle Mehranmeldungen sind durch Einsparungen an anderer Stelle zu de-
cken. Ausgenommen sind rechtlich zwangsläufige Sachverhalte die bei der 
Fortschreibung der Mittelfristigen Finanzplanung bis 2028, zu Beginn den 
Jahres nicht berücksichigt werden konnten. 
 

d. Personalanmeldungen 
 
Grundsätzlich können keine neuen Stellen in den Haushalt aufgenommen. 
Ausgenommen sind Stellen, die innerhalb des Einzelplans dauerhaft gegenfi-
nanziert werden. Bei der Budgetermittlung ist zudem ein Zusatzbeitrag von 
2.300 Euro pro Stelle für Beihilfeaufwendungen anzusetzen. 
Die Verlängerung oder Streichung von kw-Vermerken ist grundsätzlich nicht 
möglich. 

 
 
 

gez. Mause           
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Bewirtschaftung der Selbstbewirtschaftungsmittel sowie Zuweisun-
gen von Verpflichtungsermächtigungen

Aufgrund der angespannten Haushaltslage und im Hinblick auf das Auf-

stellungsverfahren zum Haushaltsentwurf 2025 ist es zwingend bis zum

30. April 2024 von Zuweisungen oder Verausgabungen der Selbstbewirt-

schaftungsmittel abzusehen. Eine Zuweisung von Verpflichtungsermäch-

tigungen ist ebenfalls bis zum 30. April 2024 nicht zu veranlassen.

Ausnahmen für die Zuweisung von Selbstbewirtschaftungsmittel sowie

von Verpflichtungsermächtigungen sind nur unter Beteiligung des BdH in

zwingend notwendigen Einzelfällen möglich. Der Ausnahmeantrag ist ins-

besondere auch im Hinblick auf die zeitlich unabweisbare Dringlichkeit zu

begründen. Eine Entscheidung über die Zuweisung im Einzelfall behält

sich das Haushaltsreferat vor.

Im Auftrag

Gez.

Marion Steinel

BdH i.V.
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Düsseldorf, 21 . März 2024 

Ergänzung zur Bewirtschaftung der Selbstbewirtschaftungsmittel 
sowie Zuweisungen von Verpflichtungsermächtigungen für den 
Landesbetrieb Wald und Holz NRW 
Erlass vom 20.03.2024, Az: 1 A.1 

In Ergänzung zum 6.a. Erlass wird dieser-wie mit Ihnen besprochen und 
abgestimmt - wie folgt konkretisiert: 

1. Bereits mit Zuwendungsbescheid zugewiesene Mittel können 
ausgezahlt werden. 

2. Für Anträge, die noch nicht bewilligt aber bei denen der vorzeitige 
Maßnahmenbeginn bereits genehmigt wurde, können Zuwen­
dungsbescheide erlassen und Mittel in Höhe der Bewilligung zu­
gewiesen und ausgezahlt werden. 

3. Anträge auf Genehmigung eines vorzeitigen Maßnahmenbe­
ginns, die mit Bezug auf bereits vorliegende Förderanträge ab 
dem 22.03.2024 eingehen, dürfen innerhalb des im Erlass ge­
nannten Zeitraums (30.04.2024) nicht mehr positiv beschieden 
werden . 

Bereits (auch für Folgejahre) zugewiesene Selbstbewirtschaftungsmittel 
sind vom Landesbetrieb Wald und Holz zurückzufordern, soweit die Kri­
terien zu 1. und 2. nicht erfüllt werden. 

gez. 
Gregor Jorasch 
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